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I. Forschungsfragen des Gutachtens  

 

Das Gutachten erörtert nach einer kurzen Einleitung die Besonderheiten der Interna-

tionalen Arbeitsorganisation sowie die Funktionsweise des ILO-

Überwachungssystems und geht folgenden Fragestellungen nach: 

 

 

1. Welche Handlungsmöglichkeiten ergeben sich für Gewerkschaften, um gegen die 

Nichtumsetzung des ILO-Übereinkommens 140 vorzugehen? 

 

 

2. Welche Handlungsmöglichkeiten ergeben sich für einzelne Beschäftigte, um ge-

gen die Nichtumsetzung des ILO-Übereinkommens 140 vorzugehen? 
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II. Ausgangspunkt  

Bereits 1967 wurde von der damaligen Bundesregierung ein „Bericht über Bildungs-

urlaub“ vorgelegt, ein gesetzlicher Anspruch auf bezahlten Bildungsurlaub jedoch 

unter Verweis auf die wirtschaftliche Situation nicht geschaffen.1 1973 sah der von 

der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung verabschiedete Bildungsgesamt-

plan die schrittweise Einführung eines gesetzlichen Bildungsurlaubs vor,2 was 1976 

mit Ratifikation von ILO-Übereinkommen 140 zum bezahlten Bildungsurlaub bekräf-

tigt wurde. Ein solcher Weiterbildungsanspruch für Beschäftigte ist jedoch auch 40 

Jahre später noch nicht flächendeckend für das gesamte Bundesgebiet verwirklicht. 

Da auf Bundesebene keine gesetzliche Regelung zum Bildungsurlaub erfolgt ist, ha-

ben einzelne Bundesländer angesichts der Notwendigkeit einer Weiterbildungsmög-

lichkeit für Beschäftigte frühzeitig eigene landesrechtliche Weiterbildungsgesetze 

geschaffen und somit von ihrer Befugnis Gebrauch gemacht, die ihnen im Rahmen 

der konkurrierenden Gesetzgebung zukommt, solange und soweit der Bund im Rah-

men seiner Gesetzgebungskompetenz nicht tätig wird.3 Die Bundesländer mit Bil-

dungsfreistellungsgesetzen räumen den abhängig Beschäftigten das Recht ein, sich 

von ihrem Arbeitgeber unter Fortzahlung des Entgelts für einen gewissen Zeitraum 

im Jahr von der Arbeit zum Zwecke der Weiterbildung freistellen zu lassen. Dieses 

gilt jedoch nicht für Beschäftigte in Baden-Württemberg, Bayern, Sachsen und Thü-

ringen, wo bislang kein Anspruch auf Bildungsurlaub gesetzlich kodifiziert ist.  

 

Übereinkommen 140 der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) verpflichtet den 

Ratifikationsstaat zur Schaffung eines gesetzlichen Anspruchs auf Bildungsurlaub für 

alle Beschäftigten.4 Mit Ratifikation von Übereinkommen 140 zur Gewährleistung von 

bezahltem Bildungsurlaub hat sich Deutschland 1976 zur Umsetzung des Abkom-

mens verpflichtet, was bis heute nicht flächendeckend geschehen ist. Der bundes-

deutsche Gesetzgeber hat die Vorgaben des ILO-Übereinkommens 140 folglich nicht 

ausreichend beachtet und Übereinkommen 140 völkerrechtswidrig nicht in nationales 

Recht umgesetzt. 

                                            
1
 BT-Drs. V/2345, S. 22. 

2
 Die Regierungschefs der einzelnen Bundesländer stimmten diesem Bildungsgesamtplan mit Beschluss vom 30. November 

1973 zu, vgl. BT-Drs. 774766, S. 11. 
3
 Vgl. BVerfG v. 15.12.1987 – 1 BvR 563/86, BVerfGE 77, 308 ff. 

4
 Auf eine schrittweise Umsetzung kann Deutschland sich mehr als 30 Jahre nach Ratifikation des Übereinkommens nicht 

mehr berufen, vgl. Zimmer, Gutachten zum Übereinkommen 140 der Internationalen Arbeitsorganisation (im Auftrag der 

SPD-Landtagsfraktion Bayern) vom 8.10.2014. 
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III. Einführung zur Internationalen Arbeitsorganisation 

Erste Anfänge eines internationalen Arbeitsrechts führten 1919 zum Entstehen der 

Internationalen Arbeitsorganisation (ILO), angesiedelt im System des Völkerbundes. 

Seit Gründung der Organisation der Vereinten Nationen 1945 ist die ILO gemäß Art. 

57 der UN-Charta eine der ältesten Sonderorganisationen der Vereinten Nationen. 

Deutschland war zunächst Mitglied der ILO, trat jedoch 1933 aus, als der Faschis-

mus an die Macht kam. 1951 wurde die BRD Mitglied der Organisation. Mittlerweile 

gehören der ILO mit 185 Nationen nahezu alle Staaten an,5 das Ziel der universalen 

Mitgliedschaft ist nahezu erreicht. Die Internationale Arbeitsorganisation ist insbe-

sondere damit befasst, internationale Mindeststandards in den Arbeitsbeziehungen 

zu erarbeiten und durchzusetzen. Dieses Ziel ergibt sich bereits aus der Präambel 

zur Verfassung der Organisation, in der wichtige Bereiche in denen die Arbeitsbedin-

gungen zu verbessern sind, beispielhaft aufgeführt werden, darunter: Regelung der 

Arbeitszeit einschließlich Festsetzung der Höchstdauer des Arbeitstages und der Ar-

beitswoche, Gewährleistung eines zur Bestreitung des Lebensunterhaltes angemes-

senen Lohnes, Schutz der Arbeitnehmer gegen allgemeine und Berufskrankheiten 

sowie gegen Arbeitsunfälle, Anerkennung des Grundsatzes der Vereinigungsfreiheit, 

etc.6 ILO-Standards haben einen universellen Ansatz, ein Modell der zwei Geschwin-

digkeiten wird überwiegend abgelehnt, um nicht bestehende Unterschiede noch zu 

verschärfen.7  

Das Ziel der Organisation, eine weltweite Praxis gerechter Arbeitsbeziehungen, soll 

nicht nur durch die Einhaltung grundlegender Werte und Prinzipien, sondern auch 

durch faire Austauschbeziehungen zwischen den Staaten erreicht werden.8 Zur 

Durchsetzung ihrer Ziele steht der UN-Sonderorganisation neben Erklärungen und 

Empfehlungen insbesondere das Mittel internationaler Abkommen (Übereinkommen) 

zur Verfügung.9 Die Einhaltung der Übereinkommen soll mit einem differenziert aus-

gestalteten Berichtssystem sichergestellt werden.10  

                                            
5
 Www.ilo.org/public/english/standards/relm/country.htm (10.10.2014). 

6
 Präambel der ILO-Verfassung, Absatz II. 

7
 Urmoneit, Internationale Kontrolle mitliedstaatlicher Verpflichtungen im Bereich des Sozialrechts. Eine Untersuchung am 

Beispiel der Internationalen Arbeitsorganisation und der Europäischen Gemeinschaft, S. 69;  Böhmert, Das Recht der ILO 

und sein Einfluss auf das deutsche Arbeitsrecht im Zeichen der europäischen Integration, S. 100; Bartolomei de la Cruz/v. 

Potobsky/Swepston, The international Labour Organization, S. 27. 
8
 Senghaas-Knobloch, Geltung und Wirksamkeit internationaler Regulierungen durch die ILO in Zeiten der Globalisierung – 

Eckpunkte und Diskussionslinien, in: Senghaas-Knobloch, E. (Hg.), Weltweit geltende Arbeitsstandards trotz Globalisierung. 

S. 7. 
9
 Mittlerweile wurden 189 Übereinkommen verabschiedet. 

10
 Siehe vertiefend: Zimmer, Soziale Mindeststandards und ihre Durchsetzungsmechanismen, S. 62 ff. 

http://www.ilo.org/public/english/standards/relm/country.htm
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Zur Umsetzung von Übereinkommen 140 (Gewährleistung von bezahltem Bildungs-

urlaub) hatte Deutschland 2013 einen Bericht einzureichen, der - nach kritischer Stel-

lungnahme durch den deutschen Gewerkschaftsbund - vom ILO-

Sachverständigenausschuss als unzureichend charakterisiert wurde.11 Der Aus-

schuss forderte die Bundesregierung vielmehr auf, detailliert darzulegen, inwieweit 

die Verpflichtungen aus Art. 2 des Übereinkommens 140 erfüllt werden und inwieweit 

das Übereinkommen in Deutschland tatsächlich in der Praxis umgesetzt wird.12 

 

Das Berichtssystem der ILO wird durch ein Beschwerdeverfahren nach Art. 24 der 

Verfassung ergänzt. Dieses ermöglicht Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden, 

sich bei Verstößen eines Mitgliedstaates gegen ein ratifiziertes Übereinkommen an 

das internationale Arbeitsamt13 zu wenden (siehe Folgekapitel). Hinzu kommt das 

Klagverfahren, in dem gem. Art. 26 Abs. 1 der Verfassung ILO-Mitgliedstaaten und 

der Verwaltungsrat sowie zur internationalen Arbeitskonferenz entsandte Delegierte 

(Art. 26 Abs. 4) Klage gegen einen Mitgliedstaat einlegen können. 

 

Eine Besonderheit der ILO liegt in der dreigliedrigen Mitgliedskonstruktion der Orga-

nisation, aufgrund derer die Mitgliedsstaaten in allen entscheidenden ILO-Gremien 

nicht nur durch Regierungs-, sondern auch durch Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver-

treter repräsentiert sind. 

 

IV. Handlungsmöglichkeiten  

1. Handlungsmöglichkeiten für Gewerkschaften: Beschwerdeverfahren gemäß 

Art. 24, 25 ILO-Verfassung 

Das Beschwerdeverfahren (representation procedure) nach Art. 24 f. ILO-Verfassung 

dient der Durchsetzung des materiellen Gehalts der ILO-Übereinkommen und gehört 

zu den vier in der ILO-Verfahrensordnung ausgewiesenen Sonderverfahren, die ne-

ben das allgemeine Berichts- und Überwachungsverfahren treten. Demnach können 

                                            
11

 Zur Einordnung einer solchen Aufforderung, siehe: Zimmer, Gutachten zum Übereinkommen 140 der Internationalen 

Arbeitsorganisation (im Auftrag der SPD-Landtagsfraktion Bayern) vom 8.10.2014. 
12 International Labour Conference, 103rd Session, 2014 - Application of International Labour Standards 2014 (I) Report of 

the Committee of Experts on the Application of Conventions and Recommendations. Report III (Part 1 A), S. 456.  
13

 Das Internationale Arbeitsamt (IAA)  ist die ständige Verwaltung der ILO mit permanentem Sitz in Genf, auch genannt 

„the Office“. 
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sowohl nationale, als auch internationale Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbände 

Beschwerde beim Internationalen Arbeitsamt einlegen, wenn sie davon ausgehen, 

dass ein ILO-Mitgliedsstaat ein von ihm ratifiziertes Übereinkommen nicht in befriedi-

gender Art und Weise sichergestellt hat. Die Beschwerde ist das einzige Sonderver-

fahren, das ausschließlich Arbeitgeber- und Arbeitnehmervereinigungen offen steht. 

 

Eine Beschwerde ist zulässig, wenn sie von einer Gewerkschaft oder einem Arbeit-

geberverband schriftlich eingelegt wird und sich ausdrücklich auf Art. 24 der ILO-

Verfassung bezieht.14 Die Beschwerde muss zudem die Angabe enthalten, „in wel-

cher Hinsicht das Mitglied im Rahmen seiner Gesetzgebung nicht die effektive 

Durchführung des Übereinkommens sichergestellt hat“.15 Aktiv beschwerdelegitimiert 

ist jede Gewerkschaft, nicht nur globale oder nationale Föderationen, sondern auch 

Einzelgewerkschaften oder deren Landesverbände.16 In der Praxis werden Be-

schwerden allerdings zumeist von internationalen oder nationalen Gewerk-

schaft(sverbänd)en eingereicht, nicht selten auch gemeinsam, um stärkeren Druck 

zu erzeugen. 

 

Die sachliche Prüfung der Beschwerde erfolgt durch einen durch den Verwaltungsrat 

eingesetzten Untersuchungsausschuss, der dreigliedrig aus Vertretern der Staaten, 

Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden besteht. Dieser erarbeitet einen Bericht 

nebst Empfehlungen, auf Grundlage dessen der Verwaltungsrat entscheidet, ob ein 

Übereinkommen verletzt worden ist. Falls dies zu bejahen ist, wird die Regierung des 

jeweiligen Landes unter Wahrung einer angemessenen Frist aufgefordert, entspre-

chend der Empfehlungen Maßnahmen zur Umsetzung des Übereinkommens zu er-

greifen und dem Sachverständigenausschuss im Anschluss Bericht über die Umset-

zung zu erstatten. Mittlerweile werden die Beschwerden in der Regeln veröffentlicht.17 

Nach Abschluss des „adhoc-Verfahrens“ wird der betreffende Fall in das „normale 

Kontrollverfahren“, d.h. in die Prüfung durch Sachverständigen- und ggfs. Konfe-

renzausschuss, übergeleitet.18 Außer einer Veröffentlichung der Beschwerde beste-

hen in diesem Verfahren keine weitreichenderen Sanktionsmöglichkeiten. Der Ver-

                                            
14

 Der Staat, gegen den sich die Beschwerde richtet, muss zudem Mitglied der ILO sein, vgl. ILO, Handbuch der Verfahren 

betreffend internationale Arbeitsübereinkommen und –empfehlungen, S. 51 f. (Rn 77). 
15

 ILO-Handbuch, a.a.O, S. 52, Rn 77 (vi). 
16

 ILO, Guide to International Labour Standards, S. 265; Zimmer (2008), a.a.O, S. 65. 
17

 Art 25 ILO-Verfassung sieht die Möglichkeit vor, die Beschwerde zu veröffentlichen (und gegebenenfalls auch die Ant-

wort), sofern keine Erklärung der Regierung eingeht oder der Verwaltungsrat diese nicht als angemessen erachtet. 
18

 Ebenda. 
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waltungsrat kann jedoch gemäß Art. 10 der Verfahrensordnung19 das Beschwerde-

verfahren in ein Klageverfahren gemäß Art. 26 ff. ILO-Verfassung überleiten. Als sel-

tenes (wenn nicht einziges) Beispiel kann eines20 der bisher drei21 gegen Deutschland 

eingereichten Beschwerdeverfahren gelten.22  

Grundsätzlich wäre zwar auch ein Klageverfahren wegen Verletzung eines ILO-

Übereinkommens nach Art. 26 ff. ILO-Verfassung nicht von vornherein ausgeschlos-

sen. Dieses ist jedoch nicht nur von verschiedenen Zulässigkeitshürden vom Grund-

satz her nur für sehr schwerwiegende Verletzungen grundlegender ILO-Normen ge-

dacht, scheidet vorliegend in Bezug auf eine Verletzung von Übereinkommen 140 

also aus. 

 

2. Handlungsmöglichkeiten für einzelne Beschäftigte 

Einzelne Beschäftigte haben keine Möglichkeit, die Nichtumsetzung von ILO-

Übereinkommen in Deutschland bei der internationalen Arbeitsorganisation zu rügen 

und Beschwerde bei der ILO einzureichen, da lediglich Gewerkschaften und Arbeit-

geberverbände, nicht aber einzelne Beschäftigte aktiv beschwerdelegitimiert sind. 

Grundsätzlich bleibt hier also nur der Weg über die innerstaatlichen Gerichte.  

 

In den Bundesländern ohne Bildungsfreistellungsgesetz (wie bspw. im Freistaat Bay-

ern) haben ArbeitnehmerInnen lediglich die Möglichkeit einen Anspruch auf Bil-

dungsurlaub geltend zu machen oder gegen die Versagung von Bildungsurlaub vor-

zugehen, sofern ein solcher Anspruch tariflich normiert ist und beiderseitige Tarifge-

bundenheit vorliegt, oder eine der spezialgesetzlichen Anspruchsgrundlagen ein-

schlägig ist, bspw. für Betriebs- oder Personalräte. Wird der Anspruch auf Bildungs-

urlaub auf einen Tarifvertrag gestützt, muss der/die ArbeitnehmerIn folglich Mitglied 

der entsprechenden Gewerkschaft sein, zudem hat auch eine arbeitgeberseitige Ta-

rifbindung vorzuliegen. 

 

                                            
19

 Verfahrensordnung für die Behandlung von Beschwerden nach Art. 24 und 25 der Verfassung der Internationalen Arbeits-

organisation, vgl. Art. 10. 
20

 Representation made by the World Federation of Trade Unions under article 24 of the Constitution, alleging failure by the 

Federal republic of Germany to implement the Discrimination (Employment and Occupation) Convention, 1958 (No. 111); 

vgl. Report in O.B. Vol. LXX, 1987, Series B, Supplement 1 
21 Lediglich diese Beschwerde wurde als zulässig angenommen, die beiden anderen waren von vorn herein für unzulässig 

angesehen worden. 
 
22

 C111 - REPORT OF THE COMMISSION OF INQUIRY appointed under article 26 of the Constitution of the Internation-

al Labour Organisation to examine the observance of the Discrimination (Employment and Occupation) Convention, 1958 

(No. 111), by the Federal Republic of Germany (Vol. LXX, 1987, Series B, Supplement 1) 

http://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=1000:50012:::NO:50012:P50012_COMPLAINT_PROCEDURE_ID,P50012_LANG_CODE:2507529,en:NO
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Einige Angehörige des öffentlichen Dienstes wie BeamtInnen und Richter des Bun-

des oder SoldatInnen können Bildungsurlaub als Teil des Sonderurlaubes nach den 

einschlägigen Bundesbestimmungen beantragen (SurlVO;23 SUV24), entsprechende 

Regelungen für diese Beschäftigtengruppen in den einzelnen Bundesländern finden 

sich ebenfalls auf Landesebene. Die Gewährung von Bildungsurlaub steht jedoch im 

Ermessen des jeweiligen Dienstherrn,25 wobei völkerrechtliche Wertungen bei der 

Auslegung nationalen Rechts sind zu berücksichtigen sind. So ist bei mehreren Aus-

legungsmöglichkeiten diejenige zu wählen, die völkerrechtskonform ist,26 da unter-

stellt werden kann, dass der Gesetzgeber völkerrechtliche Verpflichtungen im Zweifel 

nicht verletzen möchte.27 Das BVerfG verweist seit geraumer Zeit auf die Völker-

rechtsfreundlichkeit des GG und betont in Bezug auf die Europäische Menschen-

rechtskonvention (EMRK) in der Entscheidung Görgülü (2004) sowie in der Entschei-

dung zur Sicherungsverwahrung (2011), dass völkerrechtliche Gewährleistungen 

auch bei der Auslegung grundgesetzlicher Normen zu berücksichtigen sind.28  

 

V. Fazit 

1. Da es in Deutschland keinen flächendeckenden Anspruch auf Bildungsfreistellung 

für ArbeitnehmerInnen gibt, ist Deutschland seinen mit Ratifikation von Übereinkom-

men 140 eingegangenen Pflichten nicht nachgekommen und verhält sich somit völ-

kerrechtswidrig.  

 

2. Hiergegen kann von Gewerkschaftsseite Beschwerde beim Internationalen Ar-

beitsamt der ILO eingelegt werden, beschwerdeberechtigt sind sowohl der DGB 

(Bundesvorstand, aber auch Landesverbände), als auch Einzelgewerkschaften wie 

ver.di. Auch ver.di Bayern als Landesverband kann eine solche Beschwerde einle-

gen, wobei eine Kooperation mit dem DGB zu empfehlenswert ist, um stärkeren 

Druck aufzubauen. 

                                            
23 Sonderurlaubsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. November 2004 (BGBl. I S. 2836), zuletzt geän-

dert durch Artikel 15 Abs. 22 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160). 
24

 Soldatinnen- und Soldatenurlaubsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Mai 1997 (BGBl. I S. 1134), 

zuletzt geändert durch Artikel 5 der Verordnung vom 20. August 2013 (BGBl. I S. 3286). 
25

 Däubler-Gmelin, Herta (2001), Bildungsurlaub für Arbeitnehmer: Ein Weg zur Verwirklichung des Grundrechts auf Bil-

dung?, S. 59; vgl. entspr. Entscheidungen der Verwaltungsgerichtsbarkeit: VerwG Frankfurt v. 10.12.2007, Az. 9 E 361/07 

(Rn 28); sowie VerwG Frankfurt v. 10.6.2014, Az. 9 K 3949/13.F (Rn 29). 
26

 Schweitzer, Staatsrecht III, 10. Aufl. 2010, Rn 440c. 
27

 BVerfG v. 26.3.1987, NJW 1987, 2427. 
28

 BVerfG v. 14.10.2004, BVerfGE 111, 307 (308) (Görgülü); BVerfG v. 4.5.2011, BVerfGE 128, 326 (Sicherungsverwah-

rung). 
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3. Da Deutschland aufgrund der erneuten „direkten Anfrage“ des ILO-

Sachverständigtenausschusses zur Umsetzung von Übereinkommen 140 bereits 

unter Beobachtung steht, hätte eine Beschwerde nach Art. 24 f. der ILO-Verfassung 

durch den DGB (oder eine der Branchengewerkschaften) voraussichtlich große 

Chancen, eine „Verurteilung“ Deutschlands wegen mangelnder Umsetzung der ein-

gegangenen Verpflichtungen zu erzielen. 
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